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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Le Tribunal fédéral limite le droit d'expression des cantons dans les campagnes de
votation. Dans le cadre de l'examen d'un recours relatif à l'initiative populaire Monnaie
Pleine, l'instance judiciaire a jugé l'intervention des cantons par le biais de la
Conférence des directeurs cantonaux des finances (CDF) inadmissible. La demande
d'annulation du recourant a été rejetée. Le Tribunal fédéral estime que l'impact de la
CDF était limité.
Les gouvernements cantonaux sont toujours autorisés, également par la voie de la
Conférence des gouvernements cantonaux (CdC), à s'exprimer dans une campagne de
votation s'ils sont particulièrement concernés. En revanche, ils ne pourront plus
s'adresser via les différentes Conférences des directeurs cantonaux spécialisées, faute
de transparence. Suite à cette décision, plusieurs ministres prévoient d'interpeller le
Parlement pour fixer le droit d'expression des cantons avant une votation dans la loi. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 21.12.2018
DIANE PORCELLANA

Jurafrage

Le procès des trois membres du Front de libération jurassien (FLJ) a eu lieu du 14 au 18
mars devant la Cour pénale fédérale à Lausanne. Les témoins et les avocats des accusés
se sont attachés à démontrer le caractère politique des attentats commis, alors que le
ministère public se refusait à entamer le procès de la question jurassienne. Dans son
jugement, considéré par beaucoup d'observateurs comme un acte d'apaisement, la
Cour a condamné les principaux accusés à huit et sept ans de réclusion. Mais, pendant
les cinq premiers mois de l'année; un autre groupe s'est livré à des attentats criminels
dans le Jura. Ses membres ont été arrêtés au début de juin et incarcérés. La tension
résultant de cette pression terroriste devait rebondir en octobre, lorsque le principal
prévenu, Jean-Baptiste Hennin, s'évada et parvint à se réfugier en France où il
demanda l'asile politique. Une demande d'extradition a été présentée au
Gouvernement français. A la fin de l'année, le tribunal chargé de statuer n'avait pas
encore pris de décision sur le caractère politique ou non des attentats commis,
déterminant pour refuser ou accorder l'extradition. Quoique le Rassemblement
jurassien (RJ) s'interdise la violence pour parvenir à ses buts, il a pris les terroristes
sous sa protection et saisi les occasions données par le procès du FLJ et par l'évasion
de Hennin pour proclamer ses revendications en Suisse et à Paris. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 29.11.1966
FRANÇOIS-L. REYMOND

Bereits ans Bundesgericht gelangt sind Beschwerdeführer, welche mit derselben
Begründung wie die Jurassier (Berner Finanzaffäre) die Abstimmung vom Herbst 1983
über die Kantonszugehörigkeit des Laufentals anfechten. Einen ersten Erfolg konnten
sie verbuchen, indem das Bundesgericht den Berner Grossen Rat anwies, trotz der
Überschreitung der Rekursfrist auf die Klage einzutreten. Mit dem Argument, dass die
finanzielle Unterstützung das Abstimmungsresultat nicht entscheidend beeinflusst
hätte, validierten die Berner Parlamentarier das Plebiszit ein zweites Mal. Die prompt
eingereichte neue Klage beim Bundesgericht könnte nun dazu führen, dass sich dieses
doch noch materiell zu den Plebisziten äussern muss. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.12.1987
HANS HIRTER

Die Befürworter eines Kantonswechsels des bernischen Amtsbezirks Laufen zu
Baselland konnten am 20. Dezember einen grossen Erfolg verzeichnen: Das
Bundesgericht hiess ihre Beschwerde gegen die Abstimmung vom 11. September 1983,
in welcher sich die Stimmberechtigten mit 4'675 zu 3'575 Stimmen für den Verbleib im
Kanton Bern entschieden hatten, gut. Gemäss dem Urteil hatte damals die Berner
Regierung mit ihrer versteckten finanziellen Unterstützung der Berntreuen im Umfang
von rund CHF 330'000 auf unstatthafte Weise in die Kampagne eingegriffen. Dass diese
Zahlungen im Geheimen und ohne ausreichende gesetzliche Grundlage vorgenommen
worden waren, bezeichnete das Gericht als besonders verwerflich. Die Berner
Regierung nahm das Urteil zur Kenntnis und stellte eine möglichst rasche Wiederholung
des Plebiszits über einen allfälligen Kantonswechsel des Laufentals in Aussicht. 4

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 21.12.1988
HANS HIRTER
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Nach dem Bekanntwerden der verdeckten Zahlungen der Berner Regierung an die
berntreuen Organisationen hatte die jurassische Regierung beim Bundesgericht
Beschwerde gegen die Plebiszite von 1974 und 1975, welche zum Verbleiben der drei
südlichen jurassischen Bezirke bei Bern geführt hatten, erhoben. Am 13. März beschloss
das Bundesgericht einstimmig, aus formalen Gründen auf diese Beschwerde nicht
einzutreten. Da der Kanton Jura zur Zeit der Plebiszite noch nicht existiert hat, kommt
ihm gemäss dem Urteil keine Klagelegitimation zu; eine Beschwerde hätte demnach
zeitgerecht, d.h. nach der Aufdeckung der verdeckten Zahlungen, von einer 1974
stimmberechtigten Person eingereicht werden müssen. Das Bundesgericht wies
gleichzeitig auch die jurassische Klage auf Rückerstattung eines Teils der Schwarzgelder
ab. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 13.03.1991
HANS HIRTER

Am 13. März beurteilte das Bundesgericht die Beschwerde gegen die Nichtvalidierung
der Volksabstimmung vom 12. November 1989, welche eine knappe Mehrheit zugunsten
eines Wechsels zu Baselland ergeben hatte, durch den bernischen Grossen Rat. Mit 4:1
Stimmen hiess es die Beschwerde gut und entschied sich damit gegen eine
Wiederholung des Urnengangs. Die vom bernischen Parlament beanstandeten
Unstimmigkeiten wurden zwar nicht bestritten, aber als nicht entscheidend für den
Ausgang der Abstimmung erachtet. Das Bundesgericht lehnte danach auch ein
Revisionsbegehren von berntreuen Laufentalern ab. 6

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.07.1991
HANS HIRTER

Die 1990 vom jurassischen Parlament für gültig erklärte Volksinitiative "Unir" des RJ,
welche von den Kantonsbehörden eine aktive Politik für eine Eingliederung der beim
Kanton Bern verbliebenen südjurassischen Bezirke fordert, war von der bernisehen
Regierung mit einer staatsrechtlichen Klage beim Bundesgericht angefochten worden.
Dieses erklärte am 17. Juni die Initiative "Unir" für ungültig, weil sie gegen die in der
Bundesverfassung verankerte Bestandesgarantie für die Kantone verstosse, und
forderte die jurassischen Behörden auf, ihr keine Folge zu geben. In der schriftlichen
Begründung führten die Richter aus, unzulässig sei nicht der Wunsch nach einer
Vereinigung an sich, sondern dass dieses Ziel nicht in einem einvernehmlichen
Verfahren mit Bern und dem Bund angestrebt werden soll, sondern mit
Propagandaaktionen auf dem Gebiet des Kantons Bern.
Bereits vor diesem Entscheid hatte die jurassische Regierung dem Parlamentsauftrag
von 1990 entsprochen und ein Ausführungsgesetz zur Initiative "Unir" vorgelegt. Dieses
proklamiert, dass das Erreichen der "institutionellen Einheit" des Juras (d.h. des
Zusammenschlusses aller sechs Bezirke) eines der wichtigsten Ziele des Kantons sein
soll. Für die Koordination der diesbezüglichen kantonalen Aktivitäten ist die Einsetzung
eines Delegierten für die Wiedervereinigung vorgesehen. Nicht allein diese Aktivitäten,
sondern auch private Organisationen, welche sich für diese Ziele einsetzen, will die
Regierung über einen speziellen Budgetposten finanzieren. Zudem soll ein aus
Vertretern des Kantons Jura und Bewohnern der drei bernjurassischen Bezirke
gebildeter Rat Vorschläge für die Organisation eines gemeinsamen Kantons erarbeiten.
Das Parlament des Kantons Jura hiess dieses Gesetz in erster Lesung bei
Stimmenthaltung der Freisinnigen gut. Nach dem Bundesgerichtsurteil über die
Initiative "Unir" drängte das RJ auf eine unveränderte Verabschiedung in zweiter
Lesung. Die Regierung und die vorberatende Kommission schlugen hingegen vor, das
Gesetz etwas zu entschärfen, indem die gemeinsame Kommission nicht vom Kanton
Jura sondern von der vom Bundesrat eingesetzten Konsultativkommission ernannt
werden soll; überdies wurde jede Erwähnung der Initiative selbst vermieden. Das
Parlament hiess in zweiter Lesung das so überarbeitete Gesetz mit 40 zu 12 Stimmen
bei drei Enthaltungen gut. Der Widerstand kam von der FDP, welche nicht gegen das
Gesetz an sich opponierte, sondern vor allem gegen die finanzielle Unterstützung von
privaten Organisationen, welche für eine Vereinigung kämpfen. Die Aktivitäten dieser
Organisationen (RJ, Bélier, Unité jurassienne) hätten sich nach Ansicht der FDP bisher
nur kontraproduktiv auf das auch vom jurassischen Freisinn befürwortete Ziel einer
Wiedervereinigung ausgewirkt. Die bernische Regierung reichte unverzüglich eine
Beschwerde beim Bundesrat ein, worin sie von ihm Massnahmen zur Durchsetzung des
Bundesgerichtsentscheides forderte. 7

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 18.11.1992
HANS HIRTER
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Das Bundesgericht hatte Ende 1991 die Strafe von 22 Monaten Zuchthaus gegen ein
wegen der Zerstörung eines mittelalterlichen Brunnens in der Berner Altstadt
verurteiltes Mitglied der Gruppe Bélier bestätigt. Der Verurteilte, Pascal Hêche, reichte
daraufhin bei den jurassischen Behörden ein Asylgesuch ein. Er brachte damit die
Kantonsregierung in eine schwierige Lage. Diese ist einerseits gegenüber dem Kanton
Bern, der ein Auslieferungsgesuch gestellt hatte, gemäss dem Gesetz über die
Bundesrechtspflege zu Rechtshilfe verpflichtet. Andererseits würde sie bei einer
Auslieferung eines militanten Kämpfers für die jurassische Einheit an Bern unter
massiven Beschuss aus den eigenen Reihen geraten. Ein Ausweg aus diesem Dilemma
tat sich auf, als nachträglich von Juristen eine seit Jahrzehnten nicht mehr
angewendete Verfassungsbestimmung (Art. 67 BV) entdeckt wurde, die es den Kantonen
ermöglicht, bei politischen Delikten auf eine Auslieferung zu verzichten. Das letzte Mal
war diese Bestimmung vor 70 Jahren angewendet worden, als der Kanton Schaffhausen
die Auslieferung eines im Aargau wegen "landesverräterischer" Publikationen
verurteilten Politikers verweigerte. Die jurassischen Behörden kündigten an, mit dem
Entscheid über die Auslieferung zu warten, bis das Bundesgericht entschieden hat, ob
es sich bei der Tat um, wie von den bernischen Gerichten behauptet, einen
Vandalenakt oder um ein politisches Delikt gehandelt hat. Die Berner Regierung
ersuchte in der Folge das Bundesgericht um ein diesbezügliches Urteil. Im Dezember
entschied dieses, dass es sich bei der Tat im weitesten Sinne um ein politisches Delikt
gehandelt hat. Dies habe zwar keine Strafmilderung zur Folge, erlaube aber dem Kanton
Jura, auf die Auslieferung an Bern zu verzichten und die Strafe selbst zu vollziehen. Eine
Neubeurteilung des Falls durch ein jurassisches Gericht kommt gemäss dem Urteil des
Bundesgerichts nicht in Frage, da damit die Grundregel verletzt würde, dass jemand für
eine Tat nicht zweimal strafrechtlich verfolgt werden darf. (Zur Zerstörung des Berner
Gerechtigkeitsbrunnens siehe auch hier.) 8

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 15.12.1992
HANS HIRTER

Vor dem Bundesstrafgericht in Lausanne fand der Prozess gegen den ehemaligen Leiter
des Bélier, Daniel Pape, sowie zwei weitere Ex-Mitglieder dieser Organisation statt, die
1993 wegen Besitz von Sprengstoff resp. Anschlägen verhaftet worden waren. Das Urteil
von 2 (für Pape) resp. 15 und 18 Monate bedingt wurde von der Presse als milde
bezeichnet und in einen Zusammenhang mit der Entspannung der politischen Situation
im Berner Jura gebracht. 9

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 17.06.1995
HANS HIRTER

Le Ministère public du Jura bernois-Seeland a mis en accusation sept prévenu-e-s
pour fraude électorale dans le cadre du vote de Moutier. Suite à l'annulation du vote
du 18 juin 2017 par la préfecture, il avait ouvert seize instructions pour soupçons de
fraude électorale au sens de l'article 282 du Code pénal – qui réprime la participation à
un vote sans en avoir le droit. Trois personnes ont déjà été condamnées par
ordonnance pénale et six procédures ont été classées. C'est au Tribunal de première
instance du Jura bernois-Seeland de se pencher sur ces sept cas. Les prévenu-e-s
risquent une peine pécuniaire ou une peine privative de liberté pouvant aller jusqu'à
trois ans. 10

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 27.07.2020
DIANE PORCELLANA

Alors que Moutier votait à nouveau sur son appartenance cantonale le 28 mars 2021, la
justice bernoise s'est penchée ces derniers mois sur les cas de soupçons de fraude
électorale en lien avec l'annulation du vote du 18 juin 2017.  Le Ministère public du Jura
bernois-Seeland avait ouvert en juillet 2020 seize instructions, dont six ont été
classées, notamment car les prévenu.e.s ont pu prouver que leur domicile se trouvait
bien à Moutier. Quatre condamnations ont été prononcées par voie d'ordonnance. Six
personnes mises en accusation devaient comparaître devant la justice. 
Les deux premiers procès ont débouché sur des acquittements. La première prévenue
louait certes un appartement dans la commune jurassienne de Courtételle, mais
habitait dans les faits encore chez ses parents à Moutier au moment du vote. Dans le
second cas, le juge unique a conclu que l'accusée n'avait pas agi avec l'intention de
tricher. En janvier 2017, celle-ci avait déplacé ses papiers de Valbirse à Moutier, où
habitaient ses parents. Elle avait ainsi seulement pris part au vote, de manière certes
illicite, car elle avait reçu le matériel, sans mauvaises intentions. Une condamnation
pénale n'était ainsi pas nécessaire aux yeux du juge.
Une première condamnation a été prononcée à l'encontre d'un prévenu qui louait un
appartement vétuste à Moutier. Il partageait cet appartement avec un couple, qui avait
déjà accepté une condamnation par voie d'ordonnance. Le juge Josselin Richard,
convaincu que le logement n'était qu'un prétexte pour pouvoir participer au scrutin, a

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 06.02.2021
MATHIAS BUCHWALDER
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condamné cet ancien conseiller de ville et militant pro-jurassien à une peine de CHF
8'250 avec sursis de deux ans. Il devra de plus s'acquitter d'une amende additionnelle
de CHF 1'650 et de CHF 2'900 de frais de justice.
Le quatrième procès a abouti à une double condamnation. Les prévenu.e.s formaient
un couple et habitaient à Eschert, alors que leurs papiers étaient déposés à Moutier. Le
mari a même été conseiller de ville jusqu'en 2018. Élu pro-bernois, il avait signé le
recours ayant provoqué l'annulation du vote. Détail cocasse, le vote du couple s'était
neutralisé, l'une ayant voté oui et l'autre non. L'homme a été condamné à une peine de
60 jours-amende à CHF 120 avec sursis pendant 2 ans ainsi qu'à une amende
additionnelle de 15 jours-amende à CHF 120. Son épouse a écopé de 60 jours-amende à
CHF 30, avec deux ans de sursis.
Le dernier cas reste encore en suspens. 11
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